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MICHIKO MAE

Integration durch „multikulturelle Koexistenz“,
durch „Leitkultur“ oder durch eine

„transkulturelle Partizipationsgesellschaft“?

Einleitung
Im heutigen globalen Zeitalter ist die Integration von Migrantinnen und Migranten eine
Schlüsselaufgabe in vielen Gesellschaften der Welt; in einem allgemeinen Sinn könnte
man sogar sagen, dass die ganze Menschheitsgeschichte auch eine Migrationsgeschich-
te war. Viele Menschen erfahren heute in ihrem Alltagsleben die Migrationssituation als
einen Normalzustand. Dennoch genießen Migrantinnen und Migranten auch in demokra-
tischen Staaten wie Japan und Deutschland noch nicht die vollen Bürgerrechte, obwohl
Demokratien von der Partizipation der Bürgerinnen und Bürger leben. Migrantinnen und
Migranten können zum Beispiel nicht die politischen Mandatsträger wählen, die über ihre
unmittelbaren Lebensbedingungen entscheiden. Und auch heute noch werden Migrantin-
nen und Migranten als Sicherheitsfaktor im Sinne der staatlichen Kontrollfunktion gesehen
und nicht als Mitbürgerinnen und Mitbürger, denen Chancengleichheit in allen Lebensbe-
reichen zusteht. Trotzdem kann man sagen, dass sowohl in Deutschland wie auch in Japan
die Integration einen neuen Stellenwert in der Politik bekommen hat und dass sich beide
zunehmend als „Integrationsländer“ verstehen. In beiden Ländern wird das Zusammen-
leben mit Menschen aus anderen Ethnien und Kulturen allmählich auch als Bereicherung
und Chance gesehen, und die positiven Migrationspotenziale werden erkannt. Gleichzeitig
wird aber die Forderung nach Integration der Migrantinnen und Migranten vor allem als
Aufforderung zur Assimilation verstanden, und damit wird deutlich, dass nicht nur die zu-
grunde liegenden Vorstellungen von Migration und Integration kritisch überprüft werden
müssen, sondern auch die zugrunde liegenden Kulturkonzepte. Die Migrationsthematik
sollte nicht mehr nur als Aufnahme und Integration von „Ausländerinnen“ und „Auslän-
dern“ mit einer anderen Kultur in einen nationalen Staat mit seiner besonderen Kultur
betrachtet werden, sondern sie sollte grundsätzlich neu überdacht werden im Sinne der
Bildung einer gemeinsamen transkulturellen Zivilgesellschaft. Erste Ansätze dazu kann
man in den letzten Jahren in Japan erkennen, und deshalb soll im Folgenden die Migra-
tions- und Integrationssituation in Japan erörtert werden, wo allmählich ein Bewusstsein
für die Migrations- und Integrationsproblematik erwächst und ein neues Konzept für die
Integration von Migrantinnen und Migranten als „multikulturelle Koexistenz“ (tabunka
kyôsei) entwickelt wurde. Es geht dabei aber nicht nur um konkrete Migrationspolitik und
-maßnahmen, sondern auch um die Analyse, welches Kulturkonzept hinter dieser Politik
und diesen Maßnahmen steckt. Daran anschließend sollen dann die deutsche Integrations-
politik und die leitenden Konzepte der kontroversen Debatten in Deutschland über diese
Politik zum Vergleich herangezogen werden, um schließlich auf dieser breiteren Grund-
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lage die Möglichkeit einer transkulturellen Integrationspolitik in ersten Umrissen heraus-
arbeiten zu können.

Das Konzept der „multikulturellen Koexistenz“
Lange Zeit wurde in Japan behauptet, die japanische Gesellschaft sei eine homogene Ge-
sellschaft mit einer gemeinsamen Sprache, Geschichte, Kultur und Ethnie. Diese sehr oft
in dem so genannten Japan-Diskurs (nihon bunka-ron oder nihonjin-ron) wiederholte Be-
hauptung wurde schon längst als Ideologie entlarvt und ist unter heftige Kritik geraten.1

Obwohl dieser Japan-Diskurs, dessen nationalistische Grundtendenz in den Schleier der
Kultur gehüllt war, in den 1980er Jahren beendet zu sein schien, entstand in der zweiten
Hälfte der 1990er Jahre ein noch stärker und direkter nationalistischer Diskurs. Er wurde
und wird von der nationalkonservativen Seite, die diesen Diskurs bis heute führt, als „Ver-
teidigung“ beziehungsweise als „Gegenangriff“ empfunden, der sich gegen die langsam
aufkommenden und immer stärker werdenden liberalen zivilgesellschaftlichen Tendenzen
in der japanischen Gesellschaft richtet.

Obwohl die japanische Gesellschaft in keiner historischen Phase – auch nicht in ih-
rer Entstehungsphase – eine homogene Gesellschaft war, sondern schon immer unter dem
chinesischen und koreanischen kulturellen Einfluss stand und die Ureinwohner Japans, die
Ainu, wie dann später auch die Okinawaner, als Teile des japanischen Volks integriert hat,
bestand und besteht in Japan immer noch das Bewusstsein, eine ethnisch homogene na-
tionalkulturelle Gesellschaft zu sein. Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass es in Japan
bis heute kein umfassendes Migrationsgesetz gibt. Zwar hat Japan verschiedene auf die
Menschenrechte bezogene UNO-Konventionen wie die Weltmenschenrechtsdeklaration
(1948), die Internationale Menschenrechtskonvention (1979), die Kinderrechtskonvention
(1994) sowie die Antidiskriminierungskonvention (1995) unterzeichnet beziehungsweise
ratifiziert, aber die inländischen Gesetze sind diesen Konventionen noch nicht ausreichend
angepasst worden. Seit der Festlegung des „Gesetzes zur Kontrolle über die Ein- und Aus-
reise sowie zur Anerkennung von Flüchtlingen“ von 1951 gab es bis zur Novellierung
dieses Gesetzes im Jahr 1990, die japanischstämmigen Auswanderern einen ständigen
Aufenthalt in Japan ermöglichte, keine Bereitschaft, Migrantinnen und Migranten sowie
Flüchtlinge längerfristig aufzunehmen. Nach der neuesten Novellierung dieses Gesetzes,
die im Juli 2009 beschlossen wurde, wird Ausländern eine Aufenthaltskarte ausgestellt,
mit der alle Informationen über die einreisenden Ausländer vom Justizministerium kon-
trolliert werden können. Dahinter steckt immer noch die Idee der Notwendigkeit einer
Kontrolle von Ausländern und weniger die Bereitschaft zur Aufnahme von Migrantinnen
und Migranten sowie Flüchtlingen, auch wenn inzwischen die Aufenthaltsfrist für Aus-
länder von drei auf fünf Jahre verlängert wurde. Für einen hochentwickelten Industriestaat
nimmt Japan nur eine sehr kleine Zahl von Flüchtlingen auf (siehe Tab. 1).

Diese restriktive Ausländerpolitik änderte sich auch nicht, als die Geburtenrate 1989 in
Japan den „1,57-Schock“ auslöste und seitdem weiter kontinuierlich sank (2007: 1,34).2

Mit dem radikalen demografischen Wandel insgesamt, den man in Japan unter dem Begriff
„shôshi-kôreika-shakai“ (eine Gesellschaft mit niedriger Geburtenrate und hoher Überal-

1 Vgl. zum Beispiel Dale (1990), Befu (1987), Befu (2001) sowie Antoni (1991).
2 Vgl. Sômushô (2009).
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Jahr

Zielland 2004 2005 2006 2007

Australien 3.201 3.204 3.515 3.980

Deutschland 35.613 28.914 21.029 19.164

Japan 426 384 954 816

Korea 145 412 278 717

USA 44.972 39.240 41.101 40.449

Tab. 1: Aufnahme von Asylsuchenden nach Zielland (vgl. OECD. Stat Extracts 2007)

terung) zusammenfasst, verändert sich aber allmählich das Bewusstsein der Gesellschaft
und der Politik auch in Bezug auf die Migrationsfrage.

In dem „Zweiten Masterplan für die Regulierung von Einwanderung“, der vom japa-
nischen Justizministerium im Jahr 2000 veröffentlicht wurde, spricht die japanische Re-
gierung zum ersten Mal davon, ein „gemeinsames Leben (für Japaner und Ausländer)“
zum Ziel der Einwanderungspolitik zu machen.3 Als 2005 die Zahl der Ausländerinnen
und Ausländer in Japan die zwei Millionen überschritt, begann die Regierung, diese Situa-
tion unter dem Konzept der „multikulturellen Koexistenz“ (tabunka kyôsei) zu begreifen
und zu versuchen, daraus eine Integrationspolitik zu entwickeln. Das Innenministerium
(Sômushô) veröffentlichte 2006 ein „Förderprogramm zur multikulturellen Koexistenz“
(tabunka kyôsei suishin puroguramu) und erklärte die „multikulturelle Koexistenz in der
Region“ (chiiki ni okeru tabunka kyôsei) zu einer seiner Schwerpunktmaßnahmen.4 Be-
deutete dies eine grundlegende Wende in der Ausländerpolitik der japanischen Regierung,
weg von einem Kontrollstreben und hin zu dem Bemühen um Integration?

Das Konzept „multikulturelle Koexistenz“ (tabunka kyôsei) ist – wie es für eine sich
globalisierende Zivilgesellschaft charakteristisch ist – aus dem Zusammenhang der zivil-
gesellschaftlichen Netzwerkbewegungen hervorgegangen. Der Begriff kyôsei (Koexistenz,
Zusammenleben) hat sich in der Bürgerbewegung seit den 1970er Jahren herauskristalli-
siert, als so genannte Zainichi-Koreaner (in Japan lebende Nord- und Südkoreaner) an-
gefangen haben, mit Japanern zusammenzuarbeiten. Dies geschah aus einem bestimmten
Anlass: Im Jahr 1970 wurde die einem Zainichi-Koreaner bereits zugesagte Einstellung
beim Unternehmen Hitachi in Kawasaki (in der Präfektur Kanagawa) rückgängig gemacht,
nachdem sich seine Identität als Zainichi-Koreaner herausgestellt hatte. Daraus entstand
der so genannte Hitachi-Kampf, in dem die Diskriminierung der Zainichi-Koreaner als ein
Problem der japanischen Gesellschaft und der Japaner selbst begriffen wurde; aus diesem
gemeinsamen Kampf ging die Vorstellung des kyôsei („gemeinsam leben“) hervor.5 Es
gab für die Entwicklung dieses Konzepts also einen konkreten und sozusagen individu-
ellen Ausgangspunkt.

Der Hitachi-Kampf wurde zum Anlass, dass in den 1970er Jahren in Kawasaki eine
Reihe von Bürgerbewegungen entstand, durch die die Diskriminierung der in der zweiten
Generation in Japan lebenden Koreaner und ihrer Kinder in verschiedenen Lebensberei-
chen problematisiert wurde und durch einen gemeinsamen Kampf überwunden werden

3 Vgl. Yamawaki (2006: 61).
4 Vgl. Sômushô (2006).
5 Vgl. Park et al. (2008).
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sollte. Dies führte 1986 zur Festlegung der „Richtlinien zur Erziehung von Kindern der
in Kawasaki lebenden Ausländer – hauptsächlich der Erziehung der Kinder von Zainichi-
Koreanern“, in denen steht:

Man muss den in der Stadt [Kawasaki] lebenden Ausländern das Recht auf Erziehung zuerkennen
und ihnen garantieren, dass sie aktiv an der Entwicklung einer regionalen Gesellschaft mitarbeiten
können, in der sie sich mit einem ethnischen Bewusstsein und Stolz etablieren und als Bürger mit
den Japanern, gegenseitig die Position der anderen respektierend, leben können.6

In diesen Richtlinien wird bereits die Idee der Koexistenz – im Sinne eines Zusam-
menlebens – zwischen den Zainichi-Koreanern und den Japanern zum Ausdruck gebracht.
Kern der Bürgerbewegung in Kawasaki war eine juristische Körperschaft für soziale Wohl-
fahrt, die „Seikyûsha“, die mit der Einrichtung einer Kindertagesstätte hauptsächlich für
Zainichi-Kinder begann. Auf ihre Initiative hin entstand dann ein Jugendzentrum, „Fu-
reaikan“ (Begegnungshaus), in dessen Satzung steht:

Das Fureaikan soll auf der Grundlage des Geistes der Menschenrechte zur Gründung einer regio-
nalen Gesellschaft beitragen, in der alle in Japan lebenden Ausländer – hauptsächlich Zainichi-
Koreaner – und Japaner als Bürger gegenseitig Kontakte pflegen, die Geschichte und die Kultur
der anderen verstehen und gemeinsam leben (tomo ni ikiru) können.7

Die Stadt Kawasaki hat bereits 1993 in ihrem Verwaltungsplan „Das neue Zeitalter der
Stadt Kawasaki 2010“ die „Förderung der Stadtgestaltung für multikulturelle Koexistenz“
als ein Ziel aufgeführt und 1996 in der Stadtverwaltung eine Abteilung für die „Förderung
von Menschenrechten und Koexistenz“ eingerichtet.8 Darüber hinaus hat die Stadt Kawa-
saki die Beschränkung der Eintrittsmöglichkeiten in den öffentlichen Dienst abgeschafft,
die vor allem in der Voraussetzung der Staatsbürgerschaft bestanden, und damit Auslän-
dern die Möglichkeit der Einstellung in bestimmten Bereichen eröffnet; diese Regelung
wurde unter dem Namen „Kawasaki-Methode“ auch in anderen Regionalverwaltungen
eingeführt. Um die Stimmen der Ausländer in der Stadtpolitik zu repräsentieren, wurde
ein Ausländerrat mit 26 Vertretern eingerichtet.9 So hat Kawasaki bereits in den 1990er
Jahren als „Stadt der multikulturellen Koexistenz“ einen guten Ruf in Japan erlangt.

Eine weitere Entwicklungslinie hin zum Konzept der „multikulturellen Koexistenz“
sieht dessen Ursprung in dem Informationszentrum für Ausländer, das nach dem Hans-
hin-Erdbeben im Jahr 1995 entstanden war, um die vom Erdbeben betroffene ausländische
Bevölkerung in mehreren Sprachen zu informieren und ihr die notwendige Hilfe und Un-
terstützung geben zu können. Daraus entwickelte sich ein „Zentrum für multikulturelle
Koexistenz“ (tabunka kyôsei sentâ), und inzwischen gibt es solche Zentren auch in Osaka,
Hiogo, Kioto, Hiroshima und Tokio.10

Es waren also vor allem die Kommunen, in denen zuerst die Bedeutung und die Not-
wendigkeit einer Neukonzipierung der Integrationspolitik in Japan erkannt wurden. Diese
Integrationspolitik wurde verstanden als Verwirklichung einer Gesellschaft, in der nicht
nur ein gemeinsames Leben von Japanern und Ausländern ermöglicht werden sollte, son-

6 Zitiert nach Katô (2008: 22); Übersetzung der Verfasserin.
7 Zitiert nach Katô (2008: 22); Übersetzung und Hervorhebung durch die Verfasserin.
8 Vgl. Katô (2008: 23).
9 Nach diesem Vorbild wurde beispielsweise auch in den Präfekturen Kanagawa, Hiogo und Nagano ein Aus-

länderrat eingerichtet.
10 Vgl. http://www.tabunka.jp/ (22.10.2009).



Integration 397

dern in der beide für die Gestaltung der Stadt und der Region, in der sie leben, verant-
wortlich sein sollen. So beschloss zum Beispiel die Stadt Hiroshima in diesem Sinn 2006
„Richtlinien zur Gestaltung einer Stadt der verschiedenen Kulturen“.11

Im selben Jahr wurden der Begriff und das Konzept der „multikulturellen Koexistenz“
auch auf der gesamtstaatlichen Ebene aufgenommen und als administrative Aufgabe ver-
standen. In den im Juli 2006 veröffentlichten „Generellen Richtlinien“ (honebuto no hôs-
hin) des Kabinetts wird festgestellt: „Der Aufbau einer multikulturellen Gesellschaft wird
vorangetrieben, unter anderem dadurch, dass noch in diesem Jahr Maßnahmen zur Inte-
grierung in Japan lebender Ausländer getroffen werden“.12

Und in dem Bericht der vom Innenministerium beauftragten Arbeitsgruppe zur Förde-
rung der „multikulturellen Koexistenz“ heißt es:

Die Arbeitsgruppe definiert die „multikulturellen Koexistenz“ in der Region so‘ dass „Menschen
mit unterschiedlicher Staatsbürgerschaft oder Ethnie als Mitglieder der regionalen Gesellschaft
zusammen leben, indem sie sich bemühen, ihre kulturellen Unterschiede gegenseitig anzuerken-
nen und gleichberechtigte Beziehungen aufzubauen.“ [. . .]
Wie aus dieser Definition hervorgeht, ist es wichtig, um die „multikulturelle Koexistenz“ zu för-
dern, dass sowohl die japanische als auch die ausländische Bevölkerung die gemeinsame Vorstel-
lung haben, Subjekte der regionalen Gesellschaft zu sein.13

Seitdem wurde diese Definition in verschiedene Integrationsvorschriften von Kommu-
nalverwaltungen aufgenommen und hat damit einen offiziellen Status bekommen. Als Un-
terstützungsmaßnahme für die ausländische Bevölkerung wurde vom Innenministerium
der „Förderplan zur multikulturellen Koexistenz in der Region“ vorgeschlagen. Darin wer-
den folgende Maßnahmen genannt, um die regionale Internationalisierung voranzutreiben:

1. Kommunikationsunterstützung:

• Multikulturalisierung der Informationssprachen;
• Unterstützung beim Lernen der japanischen Sprache und von Grundkenntnissen

über die japanische Gesellschaft;

2. Unterstützung für das Alltagsleben:

• Wohnung;
• Erziehung;
• Arbeitsumgebung;
• medizinische Hilfe, Gesundheit, soziale Wohlfahrt;
• Vorbeugungsmaßnahmen gegen Katastrophen;
• anderes;

3. Gestaltung des Regionallebens für die „multikulturelle Koexistenz“:

• Bewusstseinsförderung beziehungsweise Aufklärung der regionalen Gesellschaft;
• Autonomie und Partizipation der ausländischen Bevölkerung.14

11 Vgl. Yamawaki (2006: 68).
12 Zitiert nach Yamawaki (2006: 65).
13 Tabunka kyôsei no suishin ni kansuru kenkyûkai (2006: 5). Bericht vom März 2006; Übersetzung und Her-

vorhebung durch die Verfasserin.
14 Vgl. Sômushô (2006).
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In den Vorschlägen zur Förderung der „multikulturellen Koexistenz“ in der Region wird
vor allem auf ihre positiven Aspekte hingewiesen: Sie entspräche dem Sinn der Menschen-
rechte von Ausländern im Geiste der Internationalen Menschenrechtskonvention und der
UN-Antidiskriminierungskonvention; durch die Förderung würden in einer der Welt geöff-
neten regionalen Gesellschaft deren Wirtschaft und Industrie revitalisiert; die Förderung
der „multikulturellen Koexistenz“ trage zur Verbesserung der interkulturellen Kommu-
nikationskompetenz der regionalen Bevölkerung und zur Bildung der jüngeren Genera-
tion durch die Entwicklung einer interkulturellen Kompetenz bei. So könne insgesamt
die Gestaltung der Region in der Perspektive des universal design vorangetrieben wer-
den.15 Diesen positiven Ansätzen und hoffnungsvollen Aussichten, die mit der Förderung
der „multikulturellen Koexistenz“ verbunden werden, folgen dann konkrete Empfehlun-
gen zu den oben genannten Unterstützungsmaßnahmen für Ausländer.16 Im März 2007
wurde von der Arbeitsgruppe zur Förderung der „multikulturellen Koexistenz“ ein weite-
rer Bericht vorgelegt. Dessen Hauptteil ist der Bildung eines Netzwerks zum Schutz der
Ausländer im Fall von Naturkatastrophen gewidmet. Der zweite Teil besteht aus Überle-
gungen, wie man der ausländischen Bevölkerung einen angemessenen Service durch die
regionale Verwaltung anbieten könnte. In diesem zweiten Teil geht es zuerst darum, wie
man die ausländische Bevölkerung genau erfassen und erreichen kann. Danach geht es
um die Kommunikationsunterstützung; dazu werden einerseits Überlegungen angestellt,
die jeweiligen Informationen in mehreren Sprachen zu geben, andererseits wird disku-
tiert, wie man der ausländischen Bevölkerung Japanisch und Grundkenntnisse über die
japanische Gesellschaft vermitteln kann.17

Lange Zeit hat sich die Ausländerpolitik der japanischen Regierung lediglich auf die
Kontrolle über den Aufenthalt der Ausländer und über deren Arbeitsverhältnisse kon-
zentriert. Obwohl in den 1980er Jahren in der Regierungszeit des Ministerpräsidenten
Nakasone der Leitsatz geprägt wurde: „Japan als internationaler Staat und eine Politik
der Internationalisierung der Regionen“, betrachtete man die Migrantinnen und Migran-
ten, die hauptsächlich aus China, Südostasien und Lateinamerika kamen, immer noch als
Gastarbeiter auf Zeit. Aber in den 1990er Jahren zeigte sich immer stärker die Tendenz,
dass diese Arbeitskräfte langfristig ansässig wurden, ihre Familien nachholten und ihre
Kinder auf japanische Schulen schickten. Politik und Verwaltung mussten sich auf die
neue Situation einstellen, und dies führte zu einer Systematisierung der Ausländerpolitik
auf kommunaler und regionaler Ebene. Ausländer sollten nun als regionale Bevölkerung
betrachtet werden, und die regionalen und kommunalen Verwaltungen sollten verschie-
dene Aspekte der Alltagslebensbereiche von Ausländern mit bedenken; dies wird unter
dem Stichwort „seikatsusha to shite no gaikokujin“ (Ausländer als seikatsusha, das heißt
als „das Alltagsleben Lebende“) beschrieben. Im Strategiepapier „Strategien zur Globa-
lisierung“ (gurôbaru senryaku; Mai 2006) der Regierung von Ministerpräsident Koizumi

15 Mit dem Begriff des universal design ist das Design von Produkten, Einrichtungen und Informationen gemeint,
die nicht für bestimmte Menschen gedacht, sondern trotz aller kulturellen, sozialen, Gender- und Altersunter-
schiede oder auch Unterschiede von Menschen mit oder ohne Behinderung für alle gleichermaßen gut nutzbar
sind.

16 Vgl. Tabunka kyôsei no suishin ni kansuru kenkyûkai (2006: 5). Bericht vom März 2006; Übersetzung der
Verfasserin.

17 Vgl. Tabunka kyôsei no suishin ni kansuru kenkyûkai (2007).
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wurde der „Aufbau einer multikulturellen Koexistenzgesellschaft“ (tabunka kyôseishakai
no kôchiku) geplant, und es wurden noch im selben Jahr umfassende Maßnahmen zur Ver-
besserung der Lebensbedingungen für „Ausländer als seikatsusha“ eingeleitet (Dezember
2006).18 Wird mit diesen Plänen und Maßnahmen der japanischen (Zentral-)Regierung
eine neue Ära in der japanischen Ausländerpolitik eingeführt?

Es sind zwar die ersten Schritte zur Gestaltung einer neuen Migrationspolitik von der
Zentralregierung getan worden; aber bis heute sind die Regionen und Kommunen, in de-
nen viele Migrantinnen und Migranten leben und arbeiten, weitgehend auf sich gestellt. Sie
mussten und müssen mit der neuen Situation allein fertig werden und neue Wege zur Lö-
sung der Probleme finden. Dabei ist es von entscheidender Bedeutung, wie das Konzept
der „multikulturellen Koexistenz“ verstanden wird. Zwar ist es richtig, wenn Yamawaki
sagt, um den Begriff der „multikulturellen Koexistenz“ präzise definieren und im Sprach-
gebrauch verankern zu können, sei es notwendig, „dass er durch Gesetze und kommuna-
le Verordnungen mit Leben erfüllt wird“.19 Gerade deshalb ist es aber wichtig, vor der
Umsetzung in Gesetze und Verordnungen kritisch zu analysieren und zu klären, welche
Vorstellungen und Prämissen dem Konzept der „multikulturellen Koexistenz“ zugrunde
liegen.

Kritik an der Zweiteilung „Japaner und Ausländer“
Wie bereits dargestellt, wurde die „multikulturelle Koexistenz“ im Bericht der Arbeits-
gruppe zur Förderung der „multikulturellen Koexistenz“ als „Zusammenleben von Men-
schen mit unterschiedlicher Staatsbürgerschaft oder Ethnie als Mitglieder der regionalen
Gesellschaft definiert, die sich bemühen sollen, ihre kulturellen Unterschiede gegenseitig
anzuerkennen und gleiche Beziehungen aufzubauen“. Und deshalb sollen nach dieser De-
finition „sowohl die japanische als auch die ausländische Bevölkerung die gemeinsame
Vorstellung haben, Subjekte der regionalen Gesellschaft zu sein“.20 Aus dieser Formu-
lierung geht hervor, dass es hier um das Zusammenleben von Japanern und Ausländern
geht, die beide zuerst ihre kulturellen Unterschiede anerkennen sollen. Das bedeutet, dass
man sich die Subjekte der „multikulturellen Koexistenz“ als die Japaner einerseits und die
Ausländer andererseits vorstellt und damit die Menschen von vornherein in zwei Gruppen
strikt aufteilt. Darüber hinaus werden kulturelle Unterschiede zwischen ihnen als selbst-
verständlich vorhanden vorausgesetzt, und sie werden als Angehörige unterschiedlicher
Kulturen gesehen. Diese Annahme ist besonders in Bezug auf die schon erwähnten Zai-
nichi-Koreaner nicht zutreffend.

An der Unterscheidung zwischen „Japanern und Ausländern“, die in fast allen Doku-
menten und Schriften zur Migration auftaucht, wird deutlich, dass in dem Konzept der
„multikulturellen Koexistenz“ unter „Ausländern“ vor allem die „Newcomer-Ausländer“
gemeint sind, denen Japanisch-Sprachkurse angeboten und die in Japankunde unterrichtet
werden sollen. In diesem binären oder Zweiteilungsdenken werden aber die schon lan-
ge in Japan ansässigen nicht japanischstämmigen Menschen übersehen, die nach diesem

18 Ziel war es, eine Lebensumgebung zu schaffen, in der die Ausländer die gleichen Dienstleistungen der öffent-
lichen Verwaltung genießen können wie die japanische Bevölkerung; vgl. Keizai zaisei shimon kaigi (2006).

19 Yamawaki (2006: 64).
20 Hervorhebung durch die Verfasserin.
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Denken nicht als Japaner betrachtet werden, aber auch keine „Ausländer“ sind. Zu diesen
Menschen gehören vor allem die Koreaner der zweiten und dritten Generation, die Zai-
nichi-Koreaner. Zainichi heißt „sich in Japan aufhalten“, und Zainichi-Koreaner sind „sich
in Japan aufhaltende Nord- oder Südkoreaner“. Die Absurdität dieser Bezeichnung wird
daran erkennbar, dass sie auch auf diejenigen Koreaner angewendet wird, die als zweite,
dritte oder sogar vierte Generation in Japan leben, Korea kaum kennen und kein Korea-
nisch beherrschen. Sie unterscheiden sich – abgesehen von ihrer Abstammung – kaum von
den Japanern.

Vor dem Zweiten Weltkrieg hat es etwa zwei Millionen Koreaner in Japan gegeben.21

Viele waren schon seit Ende des 19. Jahrhunderts, also noch vor der Annexion Koreas
durch Japan im Jahr 1910, nach Japan gekommen, um dort Arbeit zu finden. Nach ei-
nem Kabinettsbeschluss vom September 1944 wurden auf der Grundlage des Mobilisie-
rungsgesetzes Koreaner durch die Japaner als Zwangsarbeiter in Japan eingesetzt. Nach
dem Zweiten Weltkrieg kehrte bis März 1946 über eine Million Koreaner in ihre Heimat
zurück. Die in Japan bleibenden Koreaner, die bis dahin die japanische Staatsangehörig-
keit hatten, wurden zu Ausländern erklärt; nach dem Friedensvertrag von San Francisco
von 1952 verloren sie ihre japanische Staatsangehörigkeit.22 Gegenwärtig leben in Japan
589.239 Koreaner; sie machen 26,6 Prozent der in Japan lebenden Ausländer insgesamt
aus (Statistik von 2008) und sind damit die zweitgrößte Ausländergruppe nach den Chi-
nesen (655.377 im Jahr 2008).23

Zwar wurden die Diskriminierungen der Zainichi-Koreaner nach und nach durch Ge-
setze beseitigt, aber es gibt immer noch subtile Diskriminierungen zum Beispiel bei be-
ruflichen Einstellungen, Eheschließungen und so weiter. Für die Zainichi-Koreaner der
ersten Generation, die starke Diskriminierungen durch die Japaner erlitten hatten, war und
blieb ihre Identität eindeutig koreanisch. Die koreanische Identitätsbildung wurde erst ab
der zweiten Generation schwieriger und komplexer, weil diese Koreaner sowohl zu Japan
wie auch zu Korea ambivalente Beziehungen haben und ihre Identität deshalb nicht ein-
deutig bestimmen können. Die heutigen jungen Zainichi-Koreaner haben dagegen vielfäl-
tige Identitätsbildungsstrategien entwickelt, die sich zum Beispiel im Umgang mit ihren
koreanischen Namen manifestieren: Manche benutzen auch offiziell ihren koreanischen
Namen, manche ihren japanisierten Namen, manche den koreanischen und japanischen
Namen kombiniert.24 Da diese Koreaner sich in ihrer Japanischkompetenz und in ihrer
Kenntnis der japanischen Kultur und Gesellschaft von den Japanern nicht unterscheiden,
ist es unangemessen, sie als „Ausländer“ zu behandeln, denen Japanisch-Sprachkurse oder
Informationen über die japanische Gesellschaft angeboten werden sollen. In der neuen

21 Vgl. Ryang (2000: 3 f.).
22 Nach einem Bericht des japanischen Außenministeriums von 1959 wurden allerdings Koreaner vor dem Ende

des Zweiten Weltkrieg nur zwischen September 1944 und März 1945 als Zwangsarbeiter eingesetzt, von denen
zum Berichtszeitpunkt nur noch 245 in Japan lebten. Die restlichen Koreaner seien – diesem Bericht zufolge –
freiwillig nach Japan gekommen und geblieben; vgl. Asahi Shinbun (1959).

23 Vgl. Nyûkoku kanrikyoku (2009).
24 Unter der japanischen Kolonialherrschaft wurden die koreanischen Staatsbürger gezwungen, einen japanischen

Namen anzunehmen. Nach der Niederlage Japans benutzten die meisten der in Japan verbliebenen Koreaner
weiterhin den japanischen Namen; nicht zuletzt, um sich der Diskriminierung zu entziehen; vgl. Iwata-Weick-
genannt (2008: 107–112).
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Politik der „multikulturellen Koexistenz“ der japanischen Regierung werden sie in ihrem
besonderen Status und ihrer spezifischen Situation nicht berücksichtigt.

Die kulturelle Differenzierung zwischen Japanern und Ausländern ist im Multikultura-
litätskonzept selbst angelegt. Die Multikulturalität setzt voraus, dass in einer Gesellschaft
Menschen beziehungsweise Gruppen mit verschiedenen Kulturen nebeneinander existie-
ren. Deshalb muss nach diesem Konzept eine Möglichkeit gesucht werden, dass sie in
irgendeiner Weise zusammenleben können. Im Konzept der „multikulturellen Koexistenz“
sind von vornherein die Differenzen und damit die Unvereinbarkeit der Kulturen vorpro-
grammiert. Darüber hinaus ist der Begriff der „Koexistenz“ ein viel zu passives Konzept,
um gemeinsam eine Gesellschaft zu gestalten. Es liegen bereits in der Definition, ja sogar
in der Bezeichnung dieses Konzeptes der „multikulturellen Koexistenz“ Annahmen, die
die Migranten- und Ausländerpolitik vorstrukturieren und ihr klare Grenzen setzen.

Kritik des dem Konzept der „multikulturellen Koexistenz“
zugrunde liegenden Kulturverständnisses
Nach dem Kulturverständnis der Moderne wird die Kultur nur auf eine Ethnie oder auf ei-
ne Nationalität, also auf die Nation, bezogen gedacht. Dieses moderne Kulturverständnis
liegt auch dem Konzept der „multikulturellen Koexistenz“ zugrunde. Kultur ist aber nie-
mals eine geschlossene Einheit, die eigenursprünglich ist und in einem „reinen“ Zustand
bleibt – zum Beispiel als ursprüngliche, „rein“ japanische Kultur. Auch die japanische
Kultur hat erst im Austausch mit anderen Kulturen ihre spezifische Form angenommen
und lebt in einem ständigen Austausch mit anderen Kulturen; wie jede Kultur ist sie in ei-
nem steten Wandel begriffen. Die japanische Kultur stand unter einem starken Einfluss der
chinesischen Kultur, aber auch der koreanischen Kultur. Die moderne japanische Kultur ist
darüber hinaus ohne den Einfluss der europäischen und amerikanischen Kultur undenkbar.
Die Denkweise, die japanische Kultur als eine Einheit zu sehen, ist erst in der Moder-
ne entstanden; bis dahin hatte es keinen einheitlichen japanischen Nationalstaat mit einer
einheitlichen japanischen Kultur gegeben. Auch heute noch gibt es in Japan verschiede-
ne regional unterschiedliche Kulturen, die alle zusammen als japanisch bezeichnet werden,
aber keineswegs einheitlich sind. Auch historisch gibt es sehr verschiedene kulturelle Strö-
mungen und Tendenzen.

Kultur – gerade auch die japanische – muss als offen, wandelbar und stets im Austausch
befindlich begriffen werden. Wenn die einzelne spezifische Kultur nicht mehr als geschlos-
sen, als von den anderen Kulturen verschieden und als eigenständig verstanden wird, dann
werden mehr die Gemeinsamkeiten der Kulturen gesehen und nicht das Trennende zwi-
schen ihnen. Nach diesem Kulturverständnis wird man nicht mehr von vornherein „kul-
turelle Unterschiede“ voraussetzen und die Menschen dadurch voneinander trennen. Weil
man Kultur immer in Kommunikation und Austausch versteht, ist nach diesem Verständnis
Kultur etwas Prozesshaftes und nicht etwas Festes und Starres. Vor der Kommunikation
und Interaktion der Kulturen gibt es keine festgelegte Kultur; sie wird erst im Dialog in
ihrer Besonderheit erkennbar und fassbar.

Auch das Multikulturkonzept geht von einem Verständnis in sich geschlossener abge-
grenzter Kulturen aus und ist gekennzeichnet durch ethnische Fundierung, soziale Homo-
genisierung und Abgrenzung der einzelnen ethnisch kulturell bestimmten Gruppen nach
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außen; außerdem ist es verbunden mit einer Hierarchisierung dieser Gruppen und ihrer
Kulturen. Dem Multikulturalismus liegt also die Vorstellung einer Gesellschaft zugrun-
de, die aus ethnisch-kulturellen Gruppen zusammengesetzt ist; die Individuen werden
als Träger einer bestimmten Gruppenidentität definiert, und es wird gefordert, im Sin-
ne einer „Politik der Differenz“25 den verschiedenen ethnischen Gruppen und Kulturen
gleich viel Respekt und Anerkennung entgegenzubringen. Das Gegenkonzept zum Mul-
tikulturalismus ist die Assimilationspolitik. Während die monokulturelle Assimilations-
politik auf eine Gesellschaft zielt, die sich als ein homogenes Ganzes versteht und den
sozialen Zusammenhalt betont, führt eine multikulturelle Politik zu einer fragmentierten
Gesellschaft ethnischer Gemeinschaften, das heißt zu einem ethnischen und kulturellen
Pluralismus. Multikultur bedeutet im positiven Sinn, die Kultur des anderen aufzuwerten
und ihr – bezogen auf das Migrationsproblem – in der Aufnahmegesellschaft einen eige-
nen Raum zu schaffen. Wenn aber diese Kultur und die entsprechende ethnische Gruppe
eine eigene Souveränität beanspruchen und dieser Anspruch mit der nationalen und staat-
lichen Rechts-, Sozial- und Werteordnung der Aufnahmegesellschaft in Konflikt gerät,
dann könnte die kulturelle und ethnische Verschiedenheit und Vielfalt die Einheit eines
Staates und seine Werteordnung bedrohen. Deshalb wird auch vom Multikulturalismus
gefordert, dass Angehörige kultureller Minderheiten in den jeweiligen nationalen Staat
integriert werden – zum Beispiel in Einwanderungsländern wie Australien.26

Sowohl Multikultur als auch Assimilation setzen voraus, dass Kultur im Sinne einer
ethnisch kodierten Kultur ein Unterscheidungsmerkmal zwischen Menschen und sozialen
Gruppen ist. Individuen und Gruppen werden ethnisch und kulturell definiert und ver-
stehen sich auch so. An die Stelle der Anerkennung von Individuen in ihrer Autonomie
tritt die Forderung nach Anerkennung von Kulturen beziehungsweise kulturellen Zuge-
hörigkeiten. Die Kulturzugehörigkeit wird zur Voraussetzung für die Selbstachtung und
für ein selbstbestimmtes Leben.27 Dies kann zu einer Überbetonung des Eigenwerts ei-
ner Kultur und kulturellen Gemeinschaft, zur Bevorzugung des Eigenen gegenüber dem
Fremden und allgemein zur Essenzialisierung der Kultur führen. Bezogen auf die Migra-
tionsthematik bedeutet dies, dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in die
Aufnahmegesellschaft zu einem Problem werden kann.

Zur Integrationsproblematik in Deutschland
In Deutschland ist es in den letzten Jahren sowohl in der Migrationsforschung wie auch
in der öffentlichen Debatte über die Migrationsproblematik zu einer „Konjunktur des Inte-
grationsparadigmas“ gekommen.28 Seit ein politischer Konsens darüber besteht, dass die
Bundesrepublik Deutschland ein Einwanderungsland ist, kam es seit 1998 zu einem Pa-
radigmenwechsel in der Integrationspolitik, wie er sich zum Beispiel in der Reform des
Staatsangehörigkeitsrechts und in dem neuen Zuwanderungsgesetz von 2005 manifestiert
hat.29 Integrationspolitik zielt nun darauf ab, den Migrantinnen und Migranten eine mög-

25 Taylor (1992).
26 Vgl. Hage (2009).
27 Vgl. Radtke (2009).
28 Hess und Moser (2009: 14).
29 Vgl. Bundesministerium des Innern (2008).
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lichst umfassende gleichberechtigte Teilhabe in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen
zu ermöglichen. Eine solche Teilhabe setzt aber – in der Denkweise dieser Integrations-
politik – das Gefühl der Zugehörigkeit und die „Bereitschaft zu Solidarleistungen und Ge-
meinwohlorientierung“ voraus.30 Soziale Integration und politische Integration bedingen
sich wechselseitig; sie sind bezogen auf das Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gesellschaft
und zu einem politischen Gemeinwesen. Deshalb stellt sich die Frage, wie viel ethnische
Unterschiedlichkeit, kulturelle Verschiedenheiten und Abweichungen von der Mehrheits-
kultur eine Integrationspolitik zulassen kann. In Deutschland hat sich diese Frage in der
politischen Diskussion auf das Problem der „Leitkultur“ zugespitzt. Es geht darum, ob
die für das Funktionieren einer Gesellschaft und eines demokratischen Staats notwendi-
ge Gemeinschaftsidentität und das notwendige Solidarbewusstsein die Integration in eine
Leitkultur, die als eine „integrierende Leitkultur“ verstanden wird, voraussetzen.31 Es geht
dabei um die Zugehörigkeit zu einer kollektiven Identität im Sinne einer „Bürgerschaft“,
die „die Bürger zu einer politischen Gemeinschaft integriert“.32 Der problematische Be-
griff der Leitkultur zielt in diesem Verständnis auf eine normative Orientierung und soziale
Integration (Göhler spricht hier von einer „normativen Integration“33), ohne die eine poli-
tische Gemeinschaft nicht auskommen kann.34 Diese normative Orientierung könne nicht
nur an der abstrakten Verfassung ausgerichtet sein, sondern müsse auch – so Göhler – „die
Wertvorstellungen der konkreten Alltagskultur erfassen“.35 Sowohl die Werte der Verfas-
sung wie auch die Werte der Alltagskultur sollten gefühlsmäßig verankert sein. Göhler
definiert in diesem Sinn Leitkultur als „das Ensemble kulturell ausgedrückter, in einem
Gemeinwesen geltender und allgemein kommunizierbarer Werte, die auf die Normen der
Verfassung hin ausgerichtet sind“.36 Führt dies nun notwendig dazu, dass der Kultur einer
aufnehmenden Gesellschaft die Definitionsmacht zukommt im Sinne einer „Vereinheitli-
chung auf die Mehrheitsgesellschaft hin“?37 Drückt sich also im Begriff der Leitkultur ein
Verhältnis von Über- und Unterordnung aus, der Vorrang einer Kultur und die Abwertung
der anderen Kultur(en)?

Der Anspruch einer Kultur, Leitkultur zu sein, an der sich andere Kulturen orientieren
müssen, und auch der sprachliche Begriff der Leitkultur sind vor allem deshalb proble-
matisch, weil kulturelle Normen – im Gegensatz zum Beispiel zu Rechtsnormen – nicht
zwingend verbindlich sind, sondern unterschiedliche Interpretationen und auch Abwei-
chungen zulassen. Nach Stein kann in einem freiheitlichen Verfassungsstaat eine Leitkul-
tur, die als eine spezifische Kulturtradition verstanden wird, nicht normativ verbindlich
gemacht werden. Kultur, auch im Sinne von Leitkultur, sollte deshalb nicht als vorgegebe-
ne und übergeordnete Nationalkultur mit Ausschließlichkeitsanspruch verstanden werden,
sondern als Kultur der Bürger eines Landes. Dann ist es möglich, dass auf der einen Sei-
te die kulturellen Verschiedenheiten respektiert und anerkannt werden und gelebt werden
können, dass es zugleich aber auch ein gemeinsames Zugehörigkeitsbewusstsein zu einer

30 Stein (2008: 35).
31 Vgl. Stein (2008: 35).
32 Stein (2008: 34).
33 Zitiert nach Stein (2008: 41).
34 Vgl. Stein (2008: 41).
35 Zitiert nach Stein (2008: 41).
36 Zitiert nach Stein (2008: 41).
37 Zitiert nach Stein (2008: 41).
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gemeinsamen gesellschaftlichen Kultur gibt, die „die staatlich-politische Gemeinschaft
trägt“.38 Auch die Migrantinnen und Migranten könnten so in eine staatsbürgerliche So-
lidarität einbezogen werden – vielleicht sogar unabhängig von ihrer Einbürgerung und
Staatsbürgerschaft.39

Dieser Ansatz geht davon aus, dass innerhalb einer Gesellschaft sehr verschiedene Le-
bensweisen existieren, die auch in Wechselbeziehungen zueinander stehen. Deshalb sollte
für alle Bürger, das heißt auch für die Migrantinnen und Migranten, kulturelle Freiheit
unabhängig von der jeweiligen ethnischen Herkunft, Religion oder Weltanschauung be-
stehen. Jeder hat mehrere kulturelle Identitäten und Zugehörigkeiten, über deren Priori-
täten sie beziehungsweise er selbst entscheiden können muss. In diesem Ansatz werden
kulturelle Zugehörigkeit und kulturelle Identität neu gedacht, indem sie auf die Offenheit
und Vielfalt der Lebensweisen in modernen Gesellschaften bezogen werden. Wenn Men-
schen nicht mehr auf eine bestimmte kulturelle und ethnische Zugehörigkeit und Identität
im Sinne einer Zuschreibung festgelegt werden, kann man von kultureller Freiheit spre-
chen; sie betrifft Migrantinnen und Migranten sowie Japaner beziehungsweise Deutsche
in gleicher Weise – beide werden zuerst als Individuen und Bürgerinnen und Bürger einer
Zivilgesellschaft gesehen.

Transformierung des Integrationsparadigmas:
Auf dem Weg zur transkulturellen Partizipationsgesellschaft
Die bisherige Integrationspolitik, die „nationale gesellschaftliche Kohäsion und Zusam-
menhalt“40 anstrebt, könnte allerdings in der kulturellen Freiheit und Vielfalt die Gefahr
einer gesellschaftlichen Desintegration und Segregation sehen. Das Integrationsparadig-
ma, das bisher die Migrationswissenschaft und -politik bestimmt hat, sollte deshalb heute
in einer Welt der zunehmenden Globalisierung transformiert werden. Partizipationsgesell-
schaftliche und politische Bürgerrechte, die bisher an eine Staatsbürgerschaft gebunden
waren, sollten davon abgekoppelt werden und als globale soziale Rechte im Sinne der
Menschenrechte verstanden werden. In der japanischen Verfassung werden allerdings die
Menschenrechte ausdrücklich nur den Menschen japanischer Staatsangehörigkeit garan-
tiert, weil in dieser Verfassung das Subjekt der Menschenrechte immer als „alle Staats-
bürger“ (subete kokumin wa...) angesprochen wird. Hier muss neu überdacht werden, dass
mit Menschenrechten prinzipiell alle Menschen angesprochen werden; das heißt, ein neuer
Bürgerbegriff muss entwickelt werden, der den bisherigen Staatsbürgerbegriff in dem Sinn
transzendiert, dass dieser seinen Ausschließlichkeitsanspruch verliert. So wie der moderne
Staat auf eine jeweilige spezifische Nationalkultur bezogen ist und in dieser Verbindung
den Staatsbürgerbegriff begründet, so ist die (globale) Zivilgesellschaft auf die Transkultu-
ralität41 bezogen, und kann in diesem Sinn kulturelle Freiheit begründen und ermöglichen.
Entsprechend müsste sich dann auch das Integrationsparadigma verändern.
38 Stein (2008: 51).
39 Hier müsste natürlich genauer diskutiert werden, ob Einbürgerung und Staatsbürgerschaft notwendige Voraus-

setzung für die Einbeziehung in eine bürgerliche Solidargemeinschaft und Gemeinwohlorientierung sind.
40 Hess und Moser (2009: 20).
41 Das Konzept der Transkulturalität kann man einerseits im Sinne der Trans-Dynamik (Transzendieren, Trans-

formieren und so weiter) auf die Kulturalität beziehen; unter Kulturalität wird dann die Verfasstheit einer
Kultur verstanden, die auf eine bestimmte Bezugsgröße wie Nation, Ethnie, Religion und so weiter bezogen
ist und von diesen bedingt wird. Kultur in diesem Verständnis kann man als eine geschlossene Einheit be-
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Das Konzept der „multikulturellen Koexistenz“ in Japan ist ursprünglich zwar „von un-
ten“ als Bürgerinitiative entstanden. Aber das Konzept der „Koexistenz“ (kyôsei) ist ein zu
passiver Begriff, der nichts über den tatsächlichen Zustand des Zusammenlebens aussagt;
es könnte auch ein reines Dulden ohne Anteilnahme oder ein bloßes Nebeneinander sein.
Wenn die japanische Gesellschaft die von ihr immer behauptete Homogenität überwinden
und sich dem neuen Zeitalter einer globalen Welt öffnen will, muss stärker eine gemein-
same Gestaltung der Gesellschaft in den Vordergrund gerückt werden. In Japan wurde
1999 das so genannte Partizipationsgesetz (genauer: „Das Gesetz zur Gestaltung einer Ge-
sellschaft, in der Männer und Frauen sich gleichermaßen beteiligen“) verabschiedet. In
diesem Gesetz ist zwar die gemeinsame Gestaltung der Gesellschaft durch Männer und
Frauen gemeint. Da aber nicht nur die japanischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger an-
gesprochen sind, sondern allgemein „Männer und Frauen“, könnte dieses Gesetz auch für
Migrantinnen und Migranten beziehungsweise für die Bevölkerung „mit Migrationshin-
tergrund“ gelten; es würde dann weniger um „Koexistenz“ als vielmehr um gemeinsame
„Partizipation“ gehen. In der Tat wird in einigen Regionen in den Planungen und Aus-
führungsvorschriften zum Partizipationsgesetz das Konzept der „multikulturellen Koexis-
tenz“ beziehungsweise die Integration von Migrantinnen und Migranten mit einbezogen.
Im Zusammenhang mit dem Partizipationsgesetz, das ursprünglich eine Konsequenz der
Genderpolitik und der praktischen Umsetzung der Genderforschung ist, werden also über
die Genderfrage hinaus verschiedene andere Differenzproblematiken wie zum Beispiel die
der alten und die der behinderten Menschen, aber eben auch die von Nichtjapanerinnen
und Nichtjapanern angesprochen.

Dadurch verliert nicht nur die Genderdifferenz, sondern auch die ethnisch, kulturell und
national bestimmte Differenz ihren exklusiven und die Menschen festlegenden Anspruch.
Nach dem „Diversity“-Konzept ist die nationale, ethnische und kulturelle Zuordnung nicht
mehr der primär die sozialen Prozesse und die individuelle Identifikation bestimmende
Faktor, gerade auch im Zusammenhang von Migration und Integration.42 Andere Faktoren
wie Alter, Geschlecht, soziale Schicht und Behinderung sind für die Integrationspolitik
in gleicher Weise relevant, und damit verliert die Unterscheidung zwischen Japanern be-
ziehungsweise Deutschen und Migrantinnen und Migranten an Bedeutung. Integrations-
wie Desintegrationsprozesse müssen als ein gesamtgesellschaftliches Phänomen verstan-
den werden und nicht nur als ein „Effekt von Migration“43 und ein auf Migrantinnen und
Migranten bezogenes Problem.

Fazit
In dem neuen Verständnis der Migrations- und Integrationsproblematik überlagern sich
die Perspektiven des „Diversity“-Ansatzes und des „Transkulturalitäts“-Ansatzes. Damit
können sowohl das Multikulturalitäts- wie auch das Assimilationsmodell als Leitmodelle
für die Migrations- und Integrationspolitik überwunden werden. Gerade an der Migrations-

trachten. Andererseits bezeichnet Transkulturalität die eigentliche Verfassung der Kultur als Prozess, in dem
sie sich nur in Austauschbeziehungen zu anderen Kulturen herauskristallisieren kann und stets im Wandel
begriffen ist. Kultur wird hier als offen und veränderbar verstanden.

42 Vgl. Scherr (2008: 144 f.); zum „Diversity“-Konzept vgl. Fuchs (2007), Klinger (2003) sowie McDonald
(1995).

43 Scherr (2008: 138).
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und Integrationsthematik wird deutlich erkennbar, wie das „Diversity“-Konzept und das
„Transkulturalitäts“-Konzept aufeinander bezogen sind; beide Konzepte ermöglichen es
der Wissenschaft, die Grundlagen der sich entwickelnden globalen Zivilgesellschaft zu
bestimmen.

Anders als das „Transkulturalitäts“-Konzept gibt der Ansatz der ethno-kulturellen „Di-
versity“ – vor allem in einer normativen und präskriptiven Perspektive – der Verschieden-
heit und Heterogenität und der Entwicklung einer jeweils eigenen Identität einen positiven
Wert im Sinne des empowerment zum Beispiel von ethnisch-kulturellen Gruppen und Min-
derheiten. Er fordert nicht nur die Überwindung jeder Form von Diskriminierung; in der
„Universal Declaration on Cultural Diversity“ der UNESCO von 2001 wird festgestellt,
dass kulturelle „Diversity“ „as a source of exchange, innovation and creativity [. . .] is as
necessary for humankind as biodiversity is for nature“44. Der „Diversity“-Diskurs geht
nicht nur davon aus, dass die verschiedenen Kulturen und Ethnien als gleichwertig aner-
kannt werden müssen und dass die verschiedenen Lebenswelten, Lebensstile und soziokul-
turellen Identitäten, die in der globalisierten Welt nicht mehr voneinander getrennt werden
können, sich wechselseitig durchdringen. Im „Diversity“-Diskurs wird darüber hinaus ge-
fordert, dass die Anerkennung der Diversity zu einem neuen Verständnis von Bürgerschaft
(citizenship), zu neuen Formen der politischen Partizipation und zu unterschiedlichen Ar-
ten der Zugehörigkeit in der öffentlichen Sphäre führen muss.45 Entscheidend ist dabei,
wie die Anerkennung von „Diversity“ und der Umgang mit Differenzen neu gedacht und
in die gesellschaftliche und politische Praxis umgesetzt wird. In dem gemeinsamen Bezug
auf eine sich entwickelnde globale Zivilgesellschaft treffen sich das „Diversity“- und das
„Transkulturalitäts“-Konzept, und damit wird es möglich, das „Diversity“-Konzept aus
seiner Übereinstimmung mit dem Multikulturalismus zu lösen und auf das „Transkultu-
ralitäts“-Konzept zu beziehen. Transkulturalität ermöglicht es, Differenz und „Diversity“
neu zu denken.

In der neuen Migrations- und Integrationspolitik in Japan und auch in Deutschland zei-
gen sich in dem erkennbaren Paradigmenwandel die ersten Umrisse einer entstehenden
globalen Zivilgesellschaft in diesen beiden Ländern. Dabei scheint mir in dem japanischen
Partizipationsgesetz von 1999 ein großes Potenzial zu liegen, wenn es nicht nur auf die
Genderverhältnisse, sondern auf die Zivilgesellschaft insgesamt bezogen wird. Ein neuer
Umgang mit Differenzen sowohl im Genderverhältnis wie auch im Verhältnis zwischen
Japanerinnen und Japanern beziehungsweise Deutschen und Migrantinnen und Migranten
wird möglich, wenn eine für alle gemeinsame und alle einbeziehende Partizipationsgesell-
schaft entwickelt wird.
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